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Es wird festgestellt und hiermit be-

glaubigt/ daß die Abschrift des Be-

bauungsplanes mit der vorgelegten

Urschrift übereinstimmt.

. den

Gemelndedirektor

Änderung der Begründung qem.
Beschluß des Rater der Gemeinde
Wasbüttel vom 09. 05. 1993 siehe
Anlaqe l
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IN KRAFT GETRETENE PLANFASSUNG
BEGRÜNDUNG ._ ,___

zum Bebauungsplan BAUMKAMP-NORD, mit ÖRTLICHER BAUVORSCHRIFT
ÜBER GESTALTUNG, Gemeide Uasbüttel, Samtgemeinde Isenbüttel,
Landkreis Gifhorn

1. 0 ALLGEMEINES

Die Gemeinde Wasbüttel ist
de Isenbüttel im Landkreis
Zielvorgaben *) gehört die
räum Braunschweig.
Die Gemeinde Wasbüttel hat
Die Einbindung in
die Kreisstraße K

Mitgl1edsgemeinde der Samtgemein
Gifhorn. Nach 1andesplanensehen
Gemeinde Wasbüttel zum Ordnungs-

rd. 1. 300 Einwohner.

das regionale Verkehrsnetz erfolgt
64 und K 67.

über

1. 1 ENTWICKLUNG DES PLANS/RECHTSLAGE

Der vorliegende Bebauungsplan wird aus der 3. Änderung des
F1ächennutzungsplans der Samtgemeinde Isenbüttel
entwi cke11.

1. 2 NOTWENDIGKEIT DER PLANAUFSTELLUNG
AUSWIRKUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS

ZIELE, ZWECKE UND

Die Aufstellung des hier vorliegenden Bebauungsplans wird
erforderlich, um die gesteigerte Nachfrage nach Bauplätzen
in der Gemeinde Wasbüttel zu decken. Innerhalb der bebauten

Ortslage stehen keine ausreichenden Freiflächen mehr zur
Verfügung. Die in den vergangenen Jahren von der Gemeinde
aufgestellten Bebauungspläne sind bereits größtenteils rea-
lisiert. Die Gemeinde beabsichtigt ihre Eigenentwicklung
entsprechend den Darstellungen des F1ächennutzungsplans nun
mehr nach Norden hin zu verfolgen. Dabei wurde für den vor-
liegenden Plan e-in über den Plangeltungsbereich hinausgehen
des Gesamtkonzept für die Flurlage BAUMKAMP entwickelt, das
es ermöglicht, bei weiterem Bedarf hier die Bebauung
fortzusetzen.

Die Erschließung des jetzt vorgesehenen Baugebietes erfolgt
über den Anschluß an bestehende Straßen und Ver- und Entsor'

gungssysteme. Durch den Plan können ca. 45 neue Bauplätze
erschlossen werden. Bei der Ortsgröße von Wasbüttel, seiner
Lage im Raum, der dynamischen Eigenentwicklung des Ortes
und der gerade heute ausgeprägten Wohnungsnachfrage ist die
se Größenordnung als angemessen anzusehen. Um bei der Ge-
staltung der Häuser auf die besondere Situation der Orts-
randlage hinzuweisen und um auf die Bauform einzuwirken,
wurde für den Planbereich eine örtliche Bauvorschrift über

Landesraumordnungsprogramm N1edersachsen 1982
Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis Gifhorn, 1985
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regelt die Gestaltung
und die Art und Höhe

er
er

Gestaltung (ÖBV) erlassen Sie
Dachformen, der Dacheindeckung
Einfriedungen .
Außerdem wird eine im Planbereich befindliche Biot pfläche
gem. § 28 a NNatG durch den Plan gesichert.

1. 3 PLANINHALT/BEGRÜNDUNG

BAUGEBIETE

- All emeine Wohn ebiete (WA

Nördlich der schon vorhandenen Bebauung Baumkampsweg wer'
den entsprechend den Darstellungen im F ächennutzungsplan 2
- 4 Bautiefen als Allgemeines Wohngebi t festgesetzt. Die
betreffenden Flächen werden z. Z. als cker genutzt. Die Ei-
gentümer sind bereit, hier die Bewir schaftung aufzugeben
und Bauland zu ermöglichen. Die Bau renzen wurden so ge-
wählt, daß sich eine möglichst dem Ortsrand entsprechende
Bebauung entwickeln kann. Die Zäh der Vol1geschosse wird
im westlichen Teil des WA-Gebie s mit II und im östlichen
Bereich mit I festgesetzt. Die öhere Ausnutzung begründet
sich dadurch, daß sich hier i zentraler Lage des Wohngebie
tes auch 2-geschossige Wohnb uten gut in das Ortsbild ein-
gliedern können. Das a1"';^^ ine Wohngebiet ist sonst für
lockere E1 nfami 1 ienhau.«-^ uung vorgesehen. Allerdings sind
auch Doppelhäuser oder ̂ s ine Reihenhäuser denkbar. Die Aus
nutzungsziffern werdr Y m. F-Plan und entsprechend der Neu
fassung der BauNVO f'^ en Bereich der 1-geschossigen Bebau
ung mit 0, 4 für Ger.̂ '' - und Grundflächenzahl festgesetzt;
für die 2-geschosf 's" Bebauung mit 0, 8 (GFZ) und 0, 4 (GRZ).
Mit einer textlichei Festsetzung werden die gem. § 4 (3)
BauNVO ausnahmswei zulässigen Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen ausgeschl ssen, da diese Nutzungen nicht zu dem an-
gestrebten Gebie scharakter passen.

Dorf ebi'ete D

Entsprechend en Darstellungen des F1ächennutzungsplan wird
die Art der utzung im westlichen Teil des Plangebietes (ne
ben einer G ünfläche) als Dorfgebiet festgesetzt. Damit
wird hier ie Möglichkeit des ländlichen Wohnens, der Klein
viehhaltu g usw. eröffnet. Gleichzeitig werden landwirt-
schaftli he Belange beachtet. Das Maß der baulichen Nutzung
ist mi einer Geschoßflächenzahl (GFZ) von 0, 8 und mit ei-
ner Gr ndflächenzahl (GRZ) von 0, 4 festgelegt. Die Zahl der
Voll eschosse wird mit II festgesetzt. Diese Festsetzungen
übe Art und Maß der baulichen Nutzung sowie über die Bau-
we'se orientieren sich an der Umgebung des Planwirkungsbe-
r iches sowie an den in WasbLittel üblichen Bauformen. Für

en nordwestlichen Bereich ist jedoch nur eine 1-geschossi-
ge Bebauung mit einer Ausnutzung von 0, 4 (GFZ u. GRZ) vorge
sehen, da diese Baufläche abseits des zentralen Bereiches
liegt. Das Dorfgebiet wird gem. § l (5) BauNVO einge-
schränkt. Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden nicht zu
gelassen, weil diese Nutzungen nicht dem angestrebten Ge-
bietscharakter entsprechen.
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regelt die Gestaltung der
und die Art und Höhe der

Gestaltung (ÖBV) erlassen. Sie
Dachformen, der Dacheindeckung
Einfriedungen.
Außerdem wird eine 1m Planbereich befindliche Biotopfläche
gem. § 28 a NNatG durch den Plan gesichert.

1. 3 PLANINHALT/BEGRÜNDUNG

BAUGEBIETE

- All emeine Wohn ebiete (WA)

Nördlich der schon vorhandenen Bebauung am Baumkampsweg wer
den entsprechend den Darstellungen im F1ächennutzungsplan 2
- 4 Bautiefen als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die
betreffenden Flächen werden z. Z. als Acker genutzt. Die Ei-
gentümer sind bereit, hier die Bewirtschaftung aufzugeben
und Bauland zu ermöglichen. Die Baugrenzen wurden so ge-
wählt, daß sich eine möglichst dem Ortsrand entsprechende
Bebauung entwickeln kann. Die Zahl der Vol1geschosse wird
im westlichen Teil des WA-Gebietes mit II und im östlichen
Bereich mit I festgesetzt. Die höhere Ausnutzung begründet
sich dadurch, daß sich hier 1n zentraler Lage des Wohngebie
tes auch 2-geschossige Wohnbautcn gut -in das Ortsbild ein-
gliedern können. Das allgemeine Wohngebiet ist sonst für
lockere E1nfami11enhausbebauung vorgesehen. Allerdings sind
auch Doppelhäuser oder kleine Reihenhäuser denkbar. Die Aus
nutzungsziffern werden gem. F-Plan und entsprechend der Neu
fassung der BauNVO für den Bereich der 1-geschossigen Bebau
ung mit 0, 4 für Geschoß- und Grundflächenzahl festgesetzt;
für die 2-geschoss1 ge Bebauung mit 0, 8 (GFZ) und 0, 4 (GRZ).
Mit einer textlichen Festsetzung werden die gem. § 4 (3)
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen ausgeschlossen, da diese Nutzungen nicht zu dem an-
gestrebten Gebietscharakter passen.

- Dorfgebiete (MD)

Entsprechend den Darstellungen des F1ächennutzungsplan wird
die Art der Nutzung 1m westlichen Teil des Plangebi'etes (ne
ben einer Grünfläche) als Dorfgebiet festgesetzt. Damit
wird hier die Möglichkeit des ländlichen Wohnens, der Klein
Viehhaltung usw. eröffnet. Gleichzeitig werden landwir-t-
schaftliche Belange beachtet. Das Maß der baulichen Nutzung
ist mit einer Geschoßflächenzahl (GFZ) von 0, 8 und mit ei-
ner Grundflächenzah1 (GRZ) von 0, 4 festgelegt. Die Zahl der
Vol1geschosse wird mit II festgesetzt. Diese Festsetzungen
über Art und Maß der baulichen Nutzung sowie über die Bau-
weise orientieren sich an der Umgebung des Planwirkungsbe-
reiches sowie an den in Wasbüttel üblichen Bauformen. Für
den nordwestlichen Bereich ist jedoch nur eine 1-geschossi-
ge Bebauung mit einer Ausnutzung von 0, 4 (GFZ u. GRZ) vorge
sehen, da diese Baufläche abseits des zentralen Bereiches
liegt. Dc;s Dorfgebiet wird gem. § l (5) BauNVO einge-
schränkt. Gcirtenbaubetn ebe und Tankstellen werden nicht zu
gelassen, weil diese Nutzungen nicht dem angestrebten Ge-
bietscharakter entsprechen.
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Straßenverkehrsflächen

a) Straßenverkehrs- und We eflächen

Die Erschließung des Baugebietes erfolgt zum einen über
den Baumkampsweg und zum anderen über den 1m Osten vor-
handenen Weg. Der Straßenausbau ist entsprechend der Em-
pfehlungen für den Ausbau von Erschl i'eßungsanl agen (EAE)
ver-kehrsberuhi gt vorgesehen. Außerdem sind an mehreren
Stellen Platzaufweitungen und Baumpflanzungen geplant.
Die erforderlichen Sichtdreiecke sind 1m Plan einge-
zeichnet.

b) Park- und Stell latzflächen

Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Auswei-
sung von Stellplätzen 1m öffentlichen Straßenraum im Ver-
hältm's Stellplätze : Wohneinheiten l : 2 Rechnung getra-
gen. Parkplätze werden durch Flächen auf den privaten
Grundstücken nachzuweisen sein.

c) Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmun

Im Westen des Planbereiches ist in Verbindung zu der
Parkanlage und der Erschl1eßungsstraße ein Fußweg
vorgesehen.

Grünflächen

Im Westen des Planwirkungsbereiches werden Grünflächen mit
der Zweckbestimmung PARKANLAGE festgesetzt. Diese privaten
Flächen sollen aufgeforstet bzw. standortgerecht bepflanzt
werden. Im nordwestlichen Teil befindt sich südlich der

Planstraße ein kleiner Wiesenteich. Dieser steht gem. § 28 a
des NNatG unter besonderem Schutz. Bei der Bestandsaufnahme

für den Landschaftsplan des Landkreises Gifhorn wurde fest-
gestellt, daß hier Kammolche und Knoblauchkröten (beide Rote
Liste) leben und der Teich erhebliche Bedeutung als Amphi-
bienlaichgewässer hat. Westlich des Teiches befindet sich
eine AItablagerung von Bauschutt, die entprechend gekenn-
zeichnet ist. Hier sind Abbruchmatena1ien (Beton, Ziegel)
zur Auffüllung des Geländes abgelagert. Aus der Kenntnis der
abgelagerten Stoffe sind von hier aus jedoch keine schädli-
chen Auswirkungen zu erwarten. Die gesamte Fläche 1m Bereich
des Wi'esentei ches wird als Fläche zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Mit
einer textlichen Festsetzung wird geregelt, daß jegliche
Handlungen, die zur Zerstörung bz. Veränderungen des Bioto-
pes führen, gem. § 28 a NNatG untersagt sind. Die Fläche
soll weitgehend sich selbst überlassen werden. Pflegemaßnah-
men sind mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Es

ist beabsichtigt, den nördlichen Teil dieses Gr'ünstrei fens
aufzuforsten und später nach Norden hin zu erweitern, um es
dem vorhandenen Wald anzuschließen. Zur Abrundung der Orts-
läge s-ind im Norden und Osten Pflanzgebote festgesetzt. In
textlichen Festsetzungen sind die Arten und die Anzahl der
zu verwendenden Gehölze festgelegt.
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Waldflächen

MitteCa. 1n der
findet sich
B-P1an erhalten

des neu zu erschließenden Baugebietes be-
ein Laubwald, der durch diese Festsetzung 1m

bleibt

- Berücksichtigung des Nds. S 1e1 latzgesetzes

Das Baugebi'et ist größtenteils für lockere E1nfami11enhaus-
bebauung vorgesehen. Es kann also davon ausgegangen werden,
daß Kleinkinder (bis 6 Jahre) ausreichend Sp1elmögl1chkei-
ten auf den privaten Grundstücken finden. Für Kinder (6 -
12 Jahre) ist am Waldrand ein neuer Spielplatz in ausrei-
chender Größe vorgesehen.

Grünordnun /Landes fle e

Das Baugeblet befindet sich 1m Norden der dicht bebauten
Ortslage von Wasbüttel, südlich eines vorhandenen Waldes.
Es ist als lockeres Baugebiet, mit verkehrsberuhigtem Stra-
ßenausbau und Bauiri pfl anzungen, umgeben von Grünflächen vor-

gesehen. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen in Ver-
bi'ndung mit den Pflanzgeboten werden im wesentlichen das
Orts- und Landschaftsbi1 d bestimmen. Die Gartenflächen wer-
den als Zier- und Nutzgärten, tlw. mit landwirtschaftlichem
Charakter gestaltet. Darüber hinaus entsteht im Osten des
Gebietes eine großzügi'se Parkanlage, die später nach Norden
hin erweitert werden soll. Vorhandene Waldflächen teilen
das Gebiet und sind als solche festgesetzt. Die Gemeinde
wird im Zuge der Erschließungsmaßnahmen 1m Straßenraum Plät
ze gestalten und Bäume pflanzen.

Ver- und Entsor un

Für die Ver- und Entsorgung ist die Einbindung in die vor-
handenen Verbundnetze für Nasser und elektrische Energie
vorgesehen. Die Entwässerung wird an das vorhandene Kanal-
netz angeschlossen. Die Erweiterung der Kläranlage Wasbüt-
tel ist z. Zt. in Vorbereitung.
Die Mül1beseit1gung wird durch den Landkreis Gifhorn vorge-
nommen. Die ElgentLimer von rückwärtig gelegenen Grund-
stücken müssen ihre Abfal1container an den Abfuhrtagen an
die von der Mül1fahrzeugen erreichbaren öffentlichen Stra-
ßen bringen und nach erfolgter Abfuhr auf ihre Grundstücke
zurückholen.

Brandschutz

Die Erfordernisse des Brandschutzes werden bei der Reeli'sie

rung einvernehml1ch mit den zuständigen Trägem öffentli-
eher Belange (Landkreis Gi'fhorn, Freiwillige Feuerwehr Was-
büttel) geregelt.
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1. 4 BEGRÜNDUNG DER ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFT ÜBER GESTALTUNG

Das Baugebiet, für das diese
sen wird, grenzt nördlich an
bauung. Im Norden ist später
hen. Im Augenblick bildet es
Landschaft.

Durch die Festlegung von besonderen Anforderungen an die
staltung der Dachformen, -deckung und der Einfriedungen
soll das neue Baugebiet 1n die Eigenart der örtlichen Bau-
Struktur und der Landschaft eingefügt und Disharmonie 1m
Orts- und Landschaftsbi1 d vermieden und ein Mindestmaß an

örtliche Bauvorschnft erlas-
vorhandene E1nfami1 ienhausbe-
noch weitere Bebauung vorgese-
den Übergang in die freie

Ge-

der baulichen Anlagen s1
insbesondere um die Fort
Bauformen, die sich 1m
der Dachlandschaft des
Festlegung besonderer An
Grundstücke auf die Stra

Ausgewogenheit im Erscheinungsbild
chergestellt werden. Dabei geht es
führung der 1n Wasblittel typischen
wesentlichen in der Kubatur und in

Ortes zeigen. Daneben soll mit der
forderungen an die Einfriedung der
ßenraumwirkung eingewirkt werden.
Unter Währung der Grundsätze einer geordneten städtebauli-
chen Entwicklung bestehen im Rahmen dieser Bauvorschriften
ausreichende Vanationsmögl1chkeiten, die unterschiedlichen
Gestaltungswünschen der Bauherren Rechnung tragen.

Zu § l: Der räumliche Geltungsbereich für die örtliche Bau-
Vorschrift über Gestaltung ist deckungsgleich mit
dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Der sachli
ehe Geltungsbereich der Gesta1tungssatzung er-
streckt sich auf die Gestaltung der Dächer und
Einfriedungen.

Zu § 2: In der Ortslage WASBÜTTEL sind bei den Hauptgebäu-
den Sattel- und Krüppelwalmdächer typisch.
Diese Vorschrift zur Gestaltung der Dachformen
stellt sicher, daß das Ortsbild nicht durch Viel-
falt und untypische Gestaltung von Dachformen (z.
B. f1achgeneigte oder Flachdächer) verunstaltet
w1 rd .

Zu § 3: Die Ausführungen zu § 2 gelten ebenso für die Mate-
n'al- und Farbgestaltung der Dachdeckung.
Durch die Vorschrift soll Disharmonie 1m Ortsbild

vermieden und den Gesichtspunkten eines einheitli-
chen Gesamtbildes Rechnung getragen werden.

Zu § 4: Einfriedungen sind für das Straßenbild von besonde-
rer Bedeutung. Die Beschränkung auf Hecken und Holz
lattenzäune dient der Einfügung des neuen Baugebie-
tes in die dörfliche Ortslage und der Vermeidung
von untypischen, dem städtischen Raum zuzuordnenden
Gestaltungselementen

Zu § 5: Der Hinweis auf Ordnungswidngke1ten wird durch die
Niedersächsische Bauordnung begründet.
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l 5 HINWEISE AUS SICHT DER FACHPLANUNGEN

Ver- und Entsor un

Der LK GF weist mit Schreiben v. 09. 03. 90 darauf hin, daß
die Klärteichanlage Wasbüttel 1m Zuge der Realisierung des
Baugebi'etes den Erfordernissen entsprechend erweitert wer-
den muß.

Landwi rtschaft

Die Landwirtschaftskammer Hannover weist mit Schreiben v.

13. 03. 90 darauf hin, daß die Erschließungsstraße im Osten
des Plangebietes weiterhin als Erschließung für landwirt-
schaftliche Flächen benötigt wird. D-ie Nutzbarkeit für land-
wirtschaftliche Nutzfahrzeuge darf nicht beeinträchtigt
werden.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, daß von den angrenzenden
landwirtschaftlichen Flächen Emissionen ausgehen können,
die 1m Baugebiet zu dulden sind.

Fernmeldewesen

Die Dt. Bundespost TELEKOM weist mit Schreiben v. 22. 03. 90
darauf hin, daß Baumaßnahmen zwecks Koordination mit dem

Ausbau des Femmel denetzes möglichst frühzeitig beim Fern-
meldeamt Uelzen, Dienststelle P1L 7, Postfach 100, 3110 Uel-
zen anzumelden sind.

05. 07. 1990
werden

- Energ-i eversor ung

Die Landetektrizi tat GmbH weist mit Schreiben vom
darauf hin, daß das Ba^gebi'et mit Erdgas versorgt
kann .

- Naturschutz und Landes flege

Die Untere Naturschutzbehörde weist mit Schreiben vom
30. 07. 1990 darauf hin, daß sich am westlichen Rand des Plan-
gebietes Kopfweiden befinden, die nach Möglichkeit zu erhal-
ten sind

1. 6 ERGÄNZENDE GRÜNDE FÜR DIE PLANENTSCHEI DUNG

Zu den Planverfahren gem. §§ 4 (1)/3 (2) BauGB und gem. §
3 (2) -in Verbindung mit § 3 (3) BauGB sind Stellungnahmen
von Trägern öffentlicher Belange und Dritten eingegangen,
die für die Planentscheidung eine Abwägung gem. § 2 (l) in
Verbindung mit § l (5) und § l (6) BauGB erforderlich
machten.

Der Rat der Gemeinde Wasbüttel hat diese Stellungnahmen ge
prüft und im einzelnen dazu Beschluß gefaßt. Das Ergebnis
der Abwägung ist wie folgt in die Begründung zum Bebauungs
plan eingeflossen:
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Stellungnahmen Trä er öffentlicher Belange und Dritte zum P1an-
verfahren gem. §§ 4 (1)/3 (2) BauGB:

LK Gifhorn
09. 03. 90

Folgende Stellungnahme:
I. Als untere Landesplanungsbehörde stelle ich

fest, daß der Bebauungsplanentwurf gemäß § l
Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung und Lan
desplanung angepaßt ist.

II. Als Träger öffentlicher Belange gem. 3 Abs. 2
1. V. m. § 4 Abs. l BauGB habe ich gegen den Be

bauungsplanentwurf keine Bedenken. Ich bitte je-
doch um Berücksichtigung folgender Anregungen:

Abfal Iwi'rtschaft:

Ich weise darauf hin, daß die Grundstücke an den
Sti chstr-aßen nicht direkt von den Schwerlastfahr-

zeugen der Müllabfuhr angefahren werden können.
Ich bitte, dafür Sorge zu tragen, daß in den E1n-
mL'ndungsberei chen zu den Hauptfahrwegen ausrei-
chend Standmögl1chkeiten für die Abfallbehälter
vorgesehen werden.

Auch die Haupterschließungsstraße 1m westlichen
Bereich kann nicht von der Müllabfuhr entsorgt
werden, solange diese Straße keine Anbindung an
eine andere Verkehrsfläche erhält. Auch hier ist
für ausreichende Standmögl 1 chkei ten 1m E-inmün-
dungsbereich der Hauptverbindungsstraße zu sorgen
Das gleiche gilt für die Haupterschließungsstraße
im Osten des Plangebietes.

Im übrigen weise ich darauf hin, daß bei der Aus-
Weisung von Tel 1bauabschmtten jeweils darauf zu
achten ist, daß d-ie Schwerl astfahrzeuge der Mü'11-
abfuhr ungehindert die Erschl1eßungsstraßen befah
ren können. Dementsprechend sind Wendemögl-i chkei-
ten mit einem M1ndestdirchmesser von 18, 00 m vor-
zusehen.

Bauaufsicht:

l. Für den Bebauungsplan wird die Baunutzungsver-
Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom

23. 01. 1990 (BauNVO 1990) Anwendung finden müssen.
Deshalb sollten die geplanten Festsetzungen, 1ns-
besondere über Art und Maß der baulichen Nutzung,
nochmals überarbeitet und auf die BauNVO 1990 ab-
gestimmt werden. Offensichtlich ist dieses noch
nicht geschehen.

Hinsichtl-i ch der Art der baulichen Nutzung ist
festzustellen, daß textliche Festsetzungen, die
die Zulässigkeit von Vorhaben 1m allgemeinen Wohn
gebiet und auch 1m Dorfgebiet regeln, nicht ge-
troffen worden sind, obwohl in der Planzeichener-
klärung ein Hinweis auf textliche Festsetzungen
vorhanden ist. Insbesondere für das Dorfgebiet
müssen eindeutige Festsetzungen über die Zulässig



keit von Vorhaben, die sich an § 5 BauNVO on'en-
ti'eren, getroffen werden. Das gilt aber auch für
das allgemeine Wohngebiet, wo insbesondere Anla-
gen, die ausnahmsweise nach § 4 Abs. 2 zulässig
sind, ausgeschlossen werden sollten.

2. Auch die Festsetzungen über
chen Nutzung müssen überdach

lich ist nunmehr zu allererst d

zahl, die sich an dem Grundsatz
"sparsamer Umgang mit Grund und
muß. Dabei ist vorgeschrieben,
nach § 17 BauNVO 1990 nicht übe
dürfen. Da auf die Grundfläche
die Gebäudeflächen, sondern auc
Garagen, E1 nstel 1 pl ätzen ei'nsch
fahrten, d. h. also auch die Ho
gerechnet werden, bedarf es gen
hinsichtlich der Festsetzungen

das Maß der bau1i-
t werden. Maßgeb-
1e Grundflächen-

nach § l BauGB
Boden" orientieren

daß die Höchstwerte
rschntten werden
nunmehr nicht nur
h die F1ächen von
ließlich ihrer Z u-

fbefestigungen, an-
auerer Überlegungen
im Bebauungsplan.

Hier erscheinen insbesondere die Gr-undfl ächenzah-

len 1m Dorfgebiet, für das eine zweigeschossige
Bauwe-ise vorgesehen ist, nicht ausreichend, wenn
auf diesen Grundstücken, wie zulässig, W1rt-
schaftsstet1en für land- und forstwirtschaftliche

Betriebe, errichtet werden. Den größten Teil die-
ser Hofstellen werden dann die Hofbefestigungen
einnehmen, die anzurechnen sind.

3. Auch zu der festgesetzten "Waldfläche" sollte
durch textliche Festsetzungen eine Ergänzung

vorgenommen werden. Offensichtlich soll es sich
hier um Erholungswald handeln, wie der vorgesehene
Kinderspielplatz vermuten läßt. Eine forstwirt-
schaftliche Nutzung wird deshalb nur noch von un-
tergeordneter Bedeutung sein.

4. Es ist begrüßenswert, wenn sich die Gemeinde 1m
Bebauungsplan selbst bindet, um Bäume und

Sträucher anzupflanzen. Der Gemeinde steht aber
frei, auch ohne Bebauungsplanfestsetzungen An-
Pflanzungen vorzunehmen, wenn sie diese für not-
wendig hält.

Die Gestaltung und der Ausbau des Straßenraumes
sollte jedoch nicht durch spezielle Festsetzungen
1m Bebauungsplan geregelt werden, sondern der spä-
teren Straßenplanung vorbehalten bleiben.

5. Unklar ist, ob die festgesetzten Sichtflächen
1m Baumkamp^-weg noch zum Geltungsbereich des

Bebauungsplanes "Baumkamp-Nord" gehören. Nach der
Darstellung 1m Bebauungsplan ist dies nicht der
Fall. Insoweit kann hier keine Festsetzung getrof-
fen werden.

6. Die zu errichtenden Wasserleitungen müssen e1-
nen M1ndestdurchmesser von 100 mm haben. In Ab-

ständen von ca. 150 m sind Hydranten einzubauen,
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werden soll. Diese Z1el Setzungen reichen aber
nicht für den Erlaß von örtlichen Bauvorschriften

über Gestaltung aus. Abwehrmaßnahmen gegen Verun-
staltungen des Straßen-, Orts- oder Landschafts-
bildes lassen sich bereits aus § 53 NBauO ablei-
ten .

In § 5 der vorgesehenen ÖBV - Ordnungswidngkeiten
- ist folgender Wortlaut einzufügen: " ... Unter-
nehmer vorsätzlich eine Baumaßnahme durchführt
oder durchführen läßt, ... ".

Beschluß:

Die Anregungen des Landkreises werden
teilweise beachtet. Die für den Planbe-
reich zulässigen Nutzungen werden mit
textlichen Festsetzungen näher einge-
grenzt, die Ausnutzungsfestsetzungen er-
höht. Die Begründung zum Bebauungsplan
wird im Hinblick auf die Anregungen er-
gänzt. Es erfolgt eine erneute öffentli-
ehe Auslegung gem. § 3 (2) mit der- Ein-
schränkung gern. § 3 (3) l, 2 BauGB

Begründun :

Die vom Landkreis vorgetragenen Anregun-
gen sollen soweit für die Rechseindeutig-
keit des Planes und zur Verdeutlichung
der Planabsicht der Gemeinde erforder-

lich, beachtet werden.

Abfa11 Wirtschaft:

Die vorgesehenen Straßenverkehrsflächen
sind so dimensioniert, daß eine geregelte
Müllabfuhr möglich ist. In der Begründung
wird ergänzend ausgeführt, daß die Bewoh-
ner von r-ückwärt-i gen Grundstücken an den
Abfuhrtagen ihre Mül1container an die
Straßen bringen müssen.

Bauaufsicht:

Die Festsetzungen des Plans werden im
Hinblick auf die neue Baunutzungsverord-
nung überarbeitet. Für das Allgemeine
Wohngebiet (WA) und das Dorfgebiet (MD)
werden die nach der BauNVO allgemein oder
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen ent-
sprechend dem geplanten Gebietscharakter
so eingeschränkt, daß Tankstellen und
Gartenbaubetriebe ausgeschlossen werden.
Im Hinblick auf die Ausnutzung der Grund-
stücke wird in dem Bereich, der eine 2-
geschossige Bebauung zuläßt, die Grund-
und Geschoßflächenzahl erhöht, um den
neuen Regelungen der §§ 19 und 20 BauNVO
Rechnung zu tragen. Auf eine textliche
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Festsetzung zur näheren Bestimmung der im
Plan festgesetzten Waldfläche kann nach
Auffassung der Gemeinde jedoch verzichtet
werden, da der vorhandene Wald durch die
Planung nicht angetastet wird. Der K1n-
der-spiel pl atz liegt nicht in der Waldflä-
ehe. Die Festsetzung von Pflanzflächen 1m
Straßenraum wird beibehalten, uni die ge-
staltensche Absicht der Gemeinde festzu-
schreiben. Darüber hinaus werden bei der
Ausbauplanung wietere Bepflanzungen vor-
gesehen.
Auf die Darstellung der Sichtdreiecke 1m
Baumkampsweg wird künftig verzichtet, da
d-ie betroffenen Grundstücke nicht zum
Plangeltungsberei" ch gehören. Auf die An-
regungen 1n Bezug auf Löschwasserentnah-
mestellen und Straßenradien wird in der
Begründung ein besonderer Hinweis zur Be-
achtung bei der Realisierung ergänzt.

Naturschutz und Landes flege:

Die textliche Festsetzung wird entspre-
chend den Angaben des Landkreises korri-
giert.

Wasserwirtschaft:

Die Gemeinde geht davon aus, daß die
Klärteichanlage den Erfordernissen ent-
sprechend erweitert werden muß. Es er-
folgt ein gesonderter Hinweis in der Be-
grundung zum Bebauungsplan.

örtliche Bauvorschnft über Gestaltun :

Zur
di e

Verdeutlichung
Begründung zur

Nds. Landesamt
f. Bodenforsch

21. 02. 90

der Planabsicht wird

OB V ergänzt.

Unter Berücksichtigung der Belange des
Wohnens, der Landwirtschaft, des Ver-
kehrs, der Landespflege und des Ortsbil-
des werden die Anregungen 1n den oben an-
gesprochenen Sinne teilweise beachtet. Es
erfolgt e-ine erneute öffentliche Ausle-
gung gem. § 3 (2) mit der Einschränkung
gem. § 3 (3) 1, 2 BauGB.

keine Bedenken

Unsere Stellungnahme ersetzt keine Baugr'undunter-
suchungen nach DIN 1054.

Beschluß:

Baugrunduntersuchungen werden erforderli-
ebenfalls vor Realisierung von Bauvorha-
ben durchgeführt.
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Landwirtsch . -
Kammer Hannover

13. 03. 90

Es ist beabsichtigt, nördlich der bereits vorhan-
denen Bebauung, entlang der Straße "Baumkampsweg",
einen Bebauungsplan aufzustellen.
Im F1ächennutzungsplan werden d-e betroffenen Flä-
chen als "Allgemeines Wohngebiet" bzw. "Dorfge-
biet" dargestellt.
Aus Sicht der von der Landwirtschaftskammer Hanno-
ver zu vertretenden öffentlichen Belange wird fol-
gende Stellungnahme abgegeben:

Das Vorhaben berührt wesentlich landwi'rtschaftli-

ehe Belange. Diese wären zu beachten.

Die beplanten Flächen werden überwiegend landwirt-
schaftlich, als Acker, genutzt. Die Erschließung
des Wohngebietes soll u. a. über einen z. Zt. un-
befestigten landwirtschaftlichen W1rtschaftsweg
erfolgen. Seine Funktion für die Landwirtschaft
darf durch den neuen Verkehr nicht beeinträchtigt
werden (breite Maschinen, Benutzung zu jeder
Zeit). Im Erläuterungstext wäre auf diesen Tatbe-
stand hinzuweisen.

Dieser Weg soll 1n das Eigentum der Gemeinde über-
führt werden. An den Ausbaukosten sollten die Ei-
gentümer der landwirtschaftlichen Nutzflächen
nicht beteiligt werden. Die Erschließung der- land-
wirtschaftlichen Flächen ist mit der derzeitigen
Befestigung hinreichend gesichert.

Von der Bewirtschaftung angrenzender landwi'rt-
schaftlicher Flächen können Emissionen, (Staub,
Lärm, Geruch) ausgehen. Diese wären im Wohngebiet
zu dulden. Hierauf müßte ebenfalls im Erläute-

rungsbencht hingewiesen werden. Eine fachgerechte
Schutzpflanzung entlang der Nord- und Ostgrenze
kann diese Emissionen mildem.

Für die östliche Teilfläche (Gänsegrund) wäre sie
noch an der Nordgrenze vorzusehen.

Aus der Pflanzliste (siehe 3a) der textlichen
Festsetzungen) wäre das Pfaffenhütchen zu strei-
chen. Es ist ein Zwischenwirt für die Schwarze Rü-
ben- und Bohnenlaus und kann somit zur Vermehrung
von Schadorganismen für 1m Gebiet angebaute land-
wirtschaftliche Kulturen beitragen.

Vorgenanntes bitten wir zu berücksichtigen, ande-
renfalls können wir dem Plan nicht zustimmen.

Beschluß:

Die Planfestsetzungen werden beibehalten.
Es erfolgt ein gesonderter Hinweis in der
Begründung zum Bebauungsplan.

Begründun :

Die Gemeinde geht ebenso davon aus, daß
der jetzige N1rtschaftsweg im Osten des
Plangebietes nach dem Ausbau weiter für
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Amt für Agrar-
Struktur BS

15. 03. 90

den landwirtschaftlichen Verkehr zur Ver-

fügung steht. Die Beitragspflicht für Er-
schließungskosten regelt sich nach der
Satzung der Gemeinde. Auf mögliche Emi's-
sionen aus der Bewirtschaftung der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen
wird In der Begründung hingewiesen. Eine
Schutzpflanzung ist im Bebauungsplan vor-
gesehen. An der Nordgrenze des Gänsegrund
wird hierauf jedoch im Hinblick auf einen
wirtschaftlichen Grundstückszuschmtt und
eine spätere Erweiterung verzichtet. Die
Gemeinde geht davon aus, daß hier der
private Eigentümer eine Bepflanzung vor-
nehmen wird. Die Pflanzenliste wird ent-
sprechend den Angaben komgiert.
Unter Berücksichtigung der Belange des
Wohnens, der Landwirtschaft, des Ver-
kehrs, der Landespflege und des Ortsbil-
des werden die Anregungen in den oben an-
gesprochenen Sinne teilweise beachtet. Es
erfolgt ein gesonderter Hinweis in der
Begründung zum Bebauungsplan (§ 2 (l)
i. V. m. §§ l (5) und l (6) BauGB).

Gegen den B-P1anentwurf bestehen Bedenken.
l. Es soll im westlichen Teil des Plangebi'etes ein

Dorfgebiet festgesetzt werden, obwohl der Be-
bauungsentwurf eindeutig nur allgemeines Wohnen
nachweist. Die Begründung dazu lautet zwar u. a.,
daß damit auch "die Möglichkeit der Kle1nv1ehhal-
tung usw. " eröffnet werde, tatsächlich aber ist
das nicht zu erwarten. Was heißt auch "usw. "?
Landwirtschaftliche Betriebe sind jedenfalls nicht
vorgesehen. Sie würden auch im Widerspruch zu der
WA-Ausweisung im östlichen Anschluß stehen.

Die künftigen Bewohner im MD-Gebiet hätten trotz
Festsetzung eines MD-Gebietes bei einem ernsthaf-
ten Konflikt Anspruch auf den Schutz eines WA-Ge-
bietes, und es ist dann damit zu rechnen, daß der
B-Plan aufgehoben werden muß. Da aber in unmittel-
barer Nachbarschaft keine landwirtschaftlichen Be-

triebe mehr liegen, bestehen aus agrarstrukturel-
ler Sicht keine Bedenken gegen die Festsetzung als
WA-Gebiet.

2. Wchl aber bestehen Bedenken gegen die Auswei-
sung von Wohnflächen überhaupt in der Fetdlage

Baumkamp.

Zwar entspricht die Planung dem heutigen F-Plan,
und es wurden s. Z. auch keine Bedenken durch uns
gegen die Planung erhoben, doch hat sich 1m Zuge
der Dorferneuerungsplanung gezeigt, daß die Fläche
Baumkamp als ortsnaher Frei- und Grünbereich auch
künftig von Bebauung freigehalten werden sollte.
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Diese "Empfehlung" des Dorferneuerungsplans (Seite
51, Buchstabe A) wurde von der Gemeinde durch Rats
beschluß als Entwicklungsziel angenommen, d. h. a1-

des F-Plans be abs1ch-

Dorferneuerungsrichtli-
so, daß damit die Änderung
tigt war (s. Nr. 4. 2. 3 der
m en ) .
Dies wird jetzt ignoriert. Ich muß mir deshalb die
Förderung künftiger gemeindlicher Dorferneuerungs-
maßnahmen vorbehalten.

Beschluß:

Die Planfests
Gebietsauswei
Im Plangebiet
auch aufgrund
deren Trägem
tragen wurden
zungen näher
erneute offen
(2) mit der E
l, 2 BauGB.

Be ründun :

etzungen 1m Hinblick auf die
sung werden beibehalten. Die
zulässigen Nutzungen werden
von Anregungen, die von an-
öffentlicher Belange vorge-

, durch textliche Festset-
eingegrenzt. Es erfolgt eine
tliche Auslegung gem. § 3
inschränkung gem. § 3 (3)

Die Aufstellung des Bebauungsplans Baum-
kamp Nord erfolgt, um 1n Wasbüttel weite-
re Bauflächen zur Ver'fugung zu stellen.
Die bisherigen F1ächenreserven des Ortes
sind zwischenzeitlich vollständig bebaut.
Aufgrund der problematischen Lage auf dem
Wohnungsmarkt und der damit verbundenen
Nachfrage wird es deshalb erforderlich,
weitere Flächen in Anspruch zu nehmen.
Die Flurlage Baumkamp Ist hierfür "in Was-
büttel die einzige Fläche, die mit einem
wirtschaftlich vertretbaren Aufwand kurz-
fnsti'g erschlossen werden kann. Der Be-
Schluß über den Dorferneuerungsplan kann
nicht als für alle Zeiten gültiges Ent-
wicklungskonzept der Gemeinde angenommen
werden, vielmehr sollen die Entwicklungs-
ziele fortgeschn" eben und we1terentwik-
keit werden und müssen u. U. veränderten
Bedingungen angepaßt werden. Die Gemeinde
erachtet dies aufgrund der dramatisch
veränderten Wohnungslage als notwendig.
Die im Baugebiet zulässigen Nutzungen
werden durch textliche Festsetzungen nä-
her eingegrenzt, um auch den Regelungen
der novellierten BauNVO Rechnung zu tra-
gen.
Unter Berücksichtigung der Belange des
Wohnens, der Landwirtschaft, des Ver-
kehrs, der Landespflege und des Ortsbil-
des werden die Anregungen in den oben an-
gesprochenen Sinne teilweise beachtet. Es
erfolgt eine erneute öffentliche Ausle-
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gung gern
gem. § 3

,

§. 3_(2)
(3) l, 2

mit der

BauGB.
Einschränkung

Dt. Bundespost
TELEKOM

22. 03. 90

DRITTE:

Frau Sigrid
Liefke, Baum-
kampsweg 5,
Wasbüttel

09. 03. 90

Ste11un
§ 3 (2)

Für den rechtzeitigen Ausbau des Fernmeldenetzes
sowie die Koordi'm'erung mit dem Straßenbau und den
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es
notwendig, daß Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen 1m Planberei'ch dem Fernmeldeamt
Uelzen, Postfach l 00, 1n 3110 Uelzen, Di'enststel-
1e P1L 7, Telefon (05 81) 81 56 17, so früh wie
möglich, mindestens 9 Monate vor Baubeginn,
schriftlich angezeigt werden

Im Zuge der Fernmeldeversorgung des Planbereiches
wird das Fernmeldeamt Uelzen Breitbandkabel ausle-
gen .

Beschluß:

Im Interesse einer geregelten Versorgung
des Baugebietes mit Fernmeldeanlagen wird
1n der Begründung ein Hinweis auf diese
Stellungnahme zur Beachtung bei der Rea-
lisierung gegeben.

Da ich die Einsicht hatte in den Bebauungsplan,
bin ich nicht gewillt mein Grundstück zur Verfü-
gung zu stel1en .

Beschluß:

Die angesprochene Grundstücksfläche wird
aus der Planung herausgenommen. Es er-
folgt eine erneute öffentliche Auslegung
gem. § 3 (2) mit der Einschränkung gem. §
3 (3) 1, 2 BauGB.

Be ründun :

Das angesprochene Grundstück wird aus der
Planung herausgenommen. Damit verändert
sich zum derzeitigen Zeitpunkt für die
Grundeigentümer nichts. Die Gemeinde be-
absieht igt jedoch, 1m Zusammenhang mit
einer eventuellen späteren Erweiterung
des Baugebietes Baumkamp die Planung für
diesen Bereich wieder aufzunehmen. Es er-

folgt eine erneute öffentliche Auslegung
gem. § 3 (2) mit der Einschränkung gem. §
3 (3) 1, 2 BauGB.

nahmen Träger öffentlicher Betan e zum Planverfahren
in Verbindun mit § 3 3 BauGB:

LK Gifhorn Zu den mir mit Ihrem Schreiben vorgelegten Planun
16. 07. 90 terlagen habe ich erhebliche Bedenken und nehme

wie folgt Stellung:



16 -

Untere Wasserbehörde:

Die Klärteichanlage Wasbüttel ist für 600 EGW aus-
gelegt, derzeit sind jedoch 660 EGW angeschlossen.
Eine weitere Erhöhung der Belastung der Klärteich-
anläge durch weitere Einwohner kann derze-it nicht
zugestimmt werden. Wenn die Klärteichanlage den
Erfordernissen angepaßt ist, bestehen gegen die
Ausweisung des B-P1angebietes keine Bedenken.

Untere Naturschutzbehörde:

Im westlichen Teil des Planungsgebietes liegt ein
Wiesenteich. Dieser steht gem. § 28 a des Nieder-
sächsischen Naturschutzgesetzes unter besonderem
Schutz. Der Teich hat eine erhebliche Bedeutung
als Amphibienlaichgewässer. Das Gewässer bietet
zwei Arten der Roten Liste (Kammolch und Knob-
lauchkröte) wertvollen Lebensraum.
Im B-Plan ist für diese Fläche Parkanlage vorgese-
hen. Diese Festsetzung ist zu ändern. Die Fläche
ist gem. § 9 (l) Nr. 20 des BauGB als Fläche für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft festzusetzen.
Die genaue Festsetzung und F1ächenabgrenzung ist
mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

Abfallbeseiti un :

Außer der im Bebauungsplan angegebenen Ablage-
rungsfläche für Bauschutt sind weitere Altablage-
rungsstandorte auf dem ausgewiesenen Areal weder
bekannt noch werden sie vermutet.

Bauaufsicht:

Dem Bebauungsplan ist die BauNVO 1990, die seit
dem 27. 01. 1990 rechtsverbindlich ist, zugrunde zu
legen. Darauf habe ich bereits in meiner Steltung-
nähme vom 09. 03. 1990 hingewiesen. Eine überar-bei-
tung hat offensichtlich nicht stattgefunden.
Die nach § 17 (l) BauNVO 1990 festgelegten Ober-
grenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen
Nutzung dürfen nicht überschritten werden. So ist
für ein allgemeines Wohngebiet (WA) eine GRZ = 0,4
festgeschrieben, unabhängig von der zulässigen
Zahl der Vol1geschosse.

Im übrigen wird auf meine Stellungnahme vom
09. 03. 1990 verwiesen.

Gegen die örtliche Bauvorschnft über Gestaltung
bestehen keine Bedenken

Beschluß:

Die Anregungen des Landkreises werden be-
achtet
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Landelektn zi -
tat GmbH Wolfs

05. 07. 90

Be ründun :

Untere Wasserbehörde:

Die Erweiterung der Klärteichanlage Was-
büttel ist z. Zt. 1m Vorbereitung. Die
Gemeinde geht davon aus, daß das neue
Baugebiet bei Realisierung an die erwei-
terte Anlage angeschlossen wird. Es er-
folgt ein gesonderter Hinweis in der Be-
gründung zum Bebauungsplan. (§ 2 (l)
i. V. m. § l (5) und §1(6) BauGB)

Untere Naturschutzbehörde:

Der genannte Wi'esenteich befindet sich 1m
Pnvatbesitz und soll auch zukünftig so
verbleiben. Der Besitzer strebt an, die
im Bebauungsplan als Grünflächen festge-
setzten Flächen standortgereht zu be-
pflanzen. Da jedoch bei der Aufnahme des
Landesverwaltungsamtes festgestellt wur-
de, daß der Teich Lebensraum für gefähr-
dete Tierarten bietet und ein besonders

geschütztes Biotop i. S. des § 28 a NNatG
darstellt, ist die Gemeinde der Auffas-
sung, daß dieser erhalten bleiben soll.
Unter Berücksichtigung der Belange von
Natur- und Landschaft wird 1n Abstimmung
mit der Unteren Naturschutzbehörde die
hierfür notwendige Fläche als Fläche für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft
festgesetzt. Die Begründung wird zur Er-
läuterung ergänzt (§ 2 (l) 1. V. m. § l (5)
und § l (6) BauGB).

Bauaufsicht:

Die Festsetzungen über das Maß der bauli-
chen Nutzung werden entsprechend den Re-
gelungen der Neufassung der BauNVO vom
27. 01. 1990 getroffen. Für die Allgemeinen
Wohngebiete wird die GRZ generell auf 0,4
festgesetzt. (§ 2 (l) 1. V. m. § l (5) und
§ l (6) BauGB).

ke1ne Bedenken

Ergänzend weisen wir darauf hin, daß die Erschlie-
ßung des geplanten Baugebietes auch für Erdgas
vorgesehen ist und somit die Möglichkeit zur Gas-
beheizung besteht.

Beschluß:

Der Hinweis der Landelektnz1tat GmbH

wird zur Kenntnis genommen. Auf die Mög-
lichkeit der Gasversorgung des neuen Bau-
gebietes wird in der- Begründung gesondert
hingewiesen
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Landwirtsch.-
Kammer Hannover

28. 06. 90

11. 07. 90

Von der öffentlichen Auslegung des Planes haben
wir Kenntnis genommen.
Zu den Planungen äußerten wir uns bereits am
13. 03. 1990.
Aus Sicht der von der Landwirtschaftskammer Hanno-
ver zu vertretenden öffentlichen und fachlichen
Belange wird folgende Stellungnahme abgegeben.

Unsere Bedenken sind weitgehend beachtet. Aller-
dtngs wäre die Schutzpflanzung in der Lage "Gän-
segrund" auch an der Nordseite des Bebauungsplanes
vorzusehen.

Weiterhin ist die Überführung der geplanten öf-
fentlichen Grünfläche in eine private für uns
nicht schlüssig. Hier handelt es sich doch wohl um
landwirtschaftliche Nutzflächen. Einer Überführung
in private Grünflächen können wir nicht zustimmen.
Es wäre alles bei der ehemaligen Planung zu belas-
sen .

Bitte ändern Sie diese Punkte noch, dann beständen
keine Bedenken gegen den Plan.

Gegen die grundsätzliche Planung ist unsererseits
nichts einzuwenden. Im wesentlichen handelt es
sich um landwirtschaftliche Flächen. Darüber h1n-
aus ist das Erschließungsgebiet 1m Anschluß an
bisherige Bebauung gelegen.
Sicherlich ist es für eine ländliche Gemeinde ein

Novum, daß in einer Planung Parkanlagen vorgesehen
werden. Sowohl die Einbeziehung der Grünflächen
und der ehemaligen Schuttdeponie 1m Westen als
auch des Eichenbestandes können von uns als we1t-

sichtig und richtig begrüßt werden. Die künftigen
Grünflächen 1m Westen sollen 1n Pnvatbesitz blei-
ben. über die Eichenfläche ist nichts gesagt. Hier
sind wir der Ansicht, daß solche für den allgemei-
nen Gebrauch vorgesehenen Flächen grundsätzlich in
Gemeindebesitz überführt werden sollten. Die auch
1n diesen Flächen notwendige Pflege, besonders we-
gen der Verkehrssicherungspflicht kann auf Dauer
keinem Privatmann nicht zugemutet werden. In die-
ser Angelegenheit sollte von der Gemeinde eine
eindeutige Entscheidung gefällt werden.

Beschluß:

Die Planfestsetzungen werden beibehalten.

Be ründun :

Eine Pflanzbindung an der Nordostseite
des Baugebietes im Bereich des Gänsegrund
wird wegen einer möglichen Erweiterung
des Baugebietes an dieser Stelle nicht
für sinnvoll gehalten. Auf mögliche Be-
einträchtigungen durch die Bewirtschaf-
tung der angrenzenden Flächen ist in der
Begründung bereits hingewiesen. Die Ge-
meinde geht davon aus, daß die privaten
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Eigentümer hier eine Anpflanzung im Zuge
ihrer Gartengestaltung vornehmen werden.
Gegenüber der ersten Planfassung wurden
die Grünflächen erheblich reduziert. Die

Festsetzung als private Grünflächen er-
folgt in Abstimmung mit dem Eigentümer,
der diese Flächen zukünftig nicht mehr
landwirtschaftlich nutzen, sondern eine
Bepflanzung vornehmen will. Der Eichen-
wald im Planbereich ist 1m wirksamen

F1ächennutzungsplan der Samtgemeinde
Isenbüttel als Waldfläche dargestellt.
Dieses wird als Festsetzung in den Bebau-
ungsplan der Gemeinde Wasbüttel übernom-
men. Weitergehende Aussagen darüber, ob
diese Waldfläche 1m Pn'vatbesitz bleibt

oder von der Gemeinde übernommen wird,
sind nicht Gegenstand des Bebauungsplan-
Verfahrens. Unter Berücksichtigung pn'va-
ter und öffentlicher Belange und der Be-
lange der Landwirtschaft, des Wohnens und
der Grünordnung werden die Planfestset-
zungen beibehalten (§ 2 (l) 1. V. m. § l
(5) und § l (6) BauGB).

Nach Satzungsbeschluß ist eine weitere Stellungnahme der Un-
teren Naturschutzbehörde etngegangen. Der Rat hat 1n seiner
Sitzung am .......... über d-ie Stellungnahme beraten und wie
folgt beschlossen:

LK Gifhorn
31. 07. 90

Wie vereinbart, habe -ich in der Lichtpause die
Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft als "B1otopfläche" ge-
kennzeichnet. In den textlichen Festsetzungen ist
anzugeben, daß es sich gem. § 28 a des Mieders.
Naturschutzgesetzes um ein besonders geschütztes
Biotop handelt. Alle Handlungen, die zu einer Zer-
Störung oder zur sonst erheblichen Beeinträchtl-
gung dieses besonders geschützten Biotops führen
können, sind verboten. Die Fläche ist weitgehend
der natürlichen Entwicklung zu überlassen. Pflege-
maßnahmen sind mit der unteren Naturschutzbehörde
abzustimmen.

Bei der Überprüfung der Fläche anhand des Karten-
materials wurde weiter festgestellt, daß die in
der Karte gekennzeichneten Kopfweiden im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans liegen. Diese Kopfwei-
den sind im Bebauungsplan als zu erhalten festzu-
setzen.

Bei zukünftigen Planungen ist zu berücksichtigen,
daß die westlich angrenzende Fläche als Grünland
zu erhalten ist (s. Karte).

Beschluß:

Gem. Ratsbeschluß vom 19. 07. 1990 wird die
angesprochene Biotopfläche als Fläche zum
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Schut, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft festgesetzt. Anson-
sten werden die Pl anfestsetzungen bei'be-
halten. Die Begründung zum Bebauungsplan
wird ergänzt.

Be ründun :

Die Biotopfläche wird auf Anregung der
Unteren Naturschutzbehörde und aufgrund
des Ratsbeschlusses vom 19. 07. 1990 1m Be-
bauungsplan festgesetzt und mit einer
entsprechenden textlichen Festsetzung ge-
sichert. Damit sind auch die in diesem
Bereich vorhandenen Kopfweiden zu erhal-
ten. Der Satzungsbeschluß zum Bebauungs-
plan wurde am 19. 07. 1990 gefaßt. Zuvor
hatte die Untere Naturschutzbehörde 1m
Verfahren gem. §§ 4 (l) u. 3 (2) BauGB
sowie im Verfahren § 3 (2) i. V. m. § 3 (3)
BauGB Gelegenheit, Anregungen und Beden-
ken zu äußern. Die in diesem Verfahren

vorgetragenen Anregungen wurden von der
Gemeinde berücksichtigt.
Weitergehende Festsetzungen sind nach
Satzungsbeschluß nicht möglich. Auf die
Schutzwürdigkeit der Kopfweiden wird in
der Begründung gesondert hingewiesen. Sie
werden auch bei der Straßenausbauplanung
soweit als möglich berücksichtigt. Der
Hinweis auf das angrenzende Grünland wird
zur Kenntnis genommen. Regleungen über
die Bebaubarkeit der Flächen werden im
Zuge der Baule1tplanung für diesen Be-
reich zu treffen sein.
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so daß von jedem Baugrundstück 1n etwa 70 m Ent-
fernung eine Löschwasserentnahmestel1e erreichbar
ist. Jeder zweite Hydrant ist als Überflurhydrant
auszubilden. Die Standorte für die Hydranten kön-
nen bei der Planung der Wasserleitung festgelegt
werden.

7. Für Grundstücke, die mit landwirtschaftlichen
Betn'ebsstätten bebaut werden, bleibt d-ie For-

derung nach einer unabhängigen Löschwasserentnah-
mestelle (Feuerlöschbrunnen oder Zisterne) vorbe-
halten .

8. Bei der Straßenplanung muß darauf geachtet wer-
den, daß -insbesondere an den Straßeneinmündun-

gen und -kreuzungen ausreichend große Radien vor-
handen sind, die den Einsatz der Feuerwehr- und
Löschfahrzeuge ermöglichen. Darauf muß auch bei
der Straßenbepftanzung geachtet werden.

9. Vor Beginn der Baumaßnahmen für die Erstellung
der brandschutztechmsehen Erschl1eßungsanlagen

ist der Brandschutzprlifer des Landkreises Gi'fhorn
zu hören bzw. das Einvernehmen mit 1hm herzustel-
len .

Naturschutz und Landschaftspfle e

In der textlichen Festsetzung Pflanzgebot sind
z. T. fachliche Fehler enthalten. Die Hainbuche
und der Feldahorn sind keine strauchartigen Gehöl-
ze, sondern Bäume

Wasserwi rtschaft

Unter der Voraussetzung, daß die vorhandene Klär-
teichanlage entsprechend den Erfordernissen erwei-
tert wird, bestehen aus der Sicht der unteren Was-
serbehörde gegen den Bebauungsplanentwurf keine
Bedenken.

Gegen die örtlichen Bauvorschriften über Gestal-
tung bestehen bauaufsichtl1 ehe Bedenken.

Be ründun :

Nach § 56 NBauO ist d-ie Gemeinde ermächtigt, durch
örtliche Bauvorschriften für bestimmte Teile des
Gemeindegebietes bestimmte städtebauliche oder
baugestaltensehe Absichten zu verwirklichen, die
über das allgemeine Abwehrgebot der Verunstaltung
hinausgehen. Insbesondere können sie einen Rahmen
hinsichtlich der Auswahl der Baustoffe, der Farben
der von außen sichtbaren Bauteile sowie für die
Form und Neigung der Dächer setzen. Es ist hier
nicht zu erkennen, welche gestalterischen Ziele
mit diesen örtlichen Bauvorschriften über Gestal-
tung erreicht werden sollen. Aus der Begründung
und aus den Vorschriften selbst ist nur zu erken-

ncn, daß ein einheitliches Ortsbild erreicht und
eine Verunstaltung dieses Ortsbildes vermieden
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2. 0 BODENORDNENDE ODER SONSTIGE MASSNAHMEN, FOR DIE DER BEBAU-
UNGSPLAN DIE GRUNDLAGE BILDET

2. 1 DIE AUSÜBUNG DES ALLGEMEINEN VORKAUFSRECHTS

für Grundstücke, die als öffentliche Verkehrs- und Uegeflä
chen vorgesehen sind, ist vorgesehen.
Im übrigen wird das allgemeine Vorkaufsrecht durch das Bau
gesetzbuch geregelt (§ 24 BauGB).

2. 2 DIE SICHERUNG DES BESONDEREN VORKAUFSRECHTS

durch Satzung (§ 25 BauGB) ist nicht beabsichtigt

2 3 HERSTELLEN ÖFFENTLICHER STRASSEN UND WEGE

Die Gemeinde Wasbüttel wird die im Plan festgesetzten öf
fentlichen Straßenverkehrs- und Wegeflächen ausbauen.

2. 4 BESONDERE MASSNAHMEN ZUR ORDNUNG DES GRUND UND BODENS

- Umlegung *)

- Grenzregelung *)

- Enteignung *)

*)Dieie Maßnahmen kommen in Betracht, wenn eine vertragliche
Regelung nicht zu erreichen ist.
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3. 0 DER GEMEINDE VORAUSSICHTLICH ENTSTEHENDE KOSTEN

3. 1 ZUSAMMENFASSENDE DARSTELLUNG DER KOSTEN VERURSACHENDEN
MASSNAHMEN

3. 1. 1 Grunderwerb für Verkehrsflächen
Die Gemeinde wird die erforderlichen öffentlichen Verkehrs
flächen erwerben.

3. 1. 2 Die Gemeinde Wasbüttel wird die Herstellung der Erschlie-
ßungsanlagen vornehmen

3. 2 KOSTENBERECHNUNG IM EINZELNEN

siehe nächste Seite

4. 0 MASSNAHMEN ZUR VERWIRKLICHUNG DES BEBAUUNGSPLANS

Zur Verwirkl1chu

rangig die Ersch
Die Entwässerung
der Samtgemeinde
häuslichen Abwäs
Mischabwässer er

"Gan segrun d", d 1
wird. Eine Erwei
Besondere sozial
arbeitenden Mens

ng des vorliegenden Bebauungsplans sind vor-
1 ießungsanlagen herzustellen.
wird im Straßenraum in den Mischwasserkanal

Isenbüttel eingeleitet, der auch für die
ser vorgesehen ist. Die Reinigung dieser
folgt in der vorhandenen Klärteichanlage
e von der Samtgemeinde Isenbüttel betrieben
terung der Anlage wird z. Zt. vorbereitet.
e Härten für die im Plangebiet lebenden und
chen sind z. Zt. nicht erkennbar.

5. 0 FINANZIERUNG DER VORGESEHENEN MASSNAHMEN

Der Ausbau der- im Plan vorgesehenen Straßen wird durch die
Gemeinde Wasbüttel vorgenommen. Sie wird diese Maßnahmen fi-
nanzieren. Die Kosten werden nach dem geltenden Erschlie-
ßungsrecht verteilt und über die Anliegerbeiträge, wie in
der- Kostenberechnung aufgeführt, erhoben. Weitere Erschlie-
ßungskosten werden über den Gebührenhaushalt finanziert
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Kostenberechnung 1m einzelnen

Baugebiet: BAUMKAMP-NORD mit örtlicher Bauvorschn'ft über
Gestaltung, Gemeinde Wasbüttel

Der Gemeinde voraussichtlich entstehende Kosten:

Umfang des Erschl1eßungsaufwandes (§ 128 BauGB in Ver-
bindung mit § 24 BauGB für:

l. den Erwerb und die Fre11egung der Flächen
für die Erschl1eßungsanlagen ............ rd. DM 575 000,
(einschl. Ki'nder-spielplatz und Parkanlage)

2. die erstmalige Herstellung der Erschli'e-
ßungsanlagen einschl. Einrichtungen für
ihre Entwässerung und Beleuchtung ....... rd. DM 944 520,
(einschl. Baumpflanzungen und Grünflächen)

Gesamtkosten . .... ... ... .. .... ... .... rd. DM 1. 519. 520,

3. Kostenvertei1 ung aufgrund der Satzung über
Erschl1eßungsbe1träge

Gesamtkosten .............. ... ... .... rd. DM 1. 519. 520,

Abgaben lt. Satzung ..................... DM 1. 336. 568,

Anteil der Gemeinde .... ...... ... ... rd. DM 151. 952,

4. Weitere Erschließungskosten über Gebühren-
haushalt:

Elt-Le1tungen , Wasserversorgung, Kanal-
kosten, Abwasser rd DM 479. 500, --



24 -

Diese Begründung hat gem. § 3 (2) BBauG in der Zeit

vom . ^.GZ^.W bis ^.^.^.̂ öffentlich au sge legen
Sie wurde in der Sitzung am . '3Ö.W.. /f. 9. 9.0. .......
durch den Rat der Gemeinde unter Berücksichtigung

der Stellungnahmen zu den Bauteitplanverfahren

beschlossen .

Uasbüttel, den . ^M W.O.

^s/eäy,. ̂ ez: LV/J^.
(Bürgermei ster)

^icgci

. ^j°?. .̂ p^....
(Gemeindedirektor)



Anla e 1

Gestaltung (OBV) erlassen. Sie regelt die Gestaltung der Dachformen, der Da-
cheindeckung und die Art und Höhe der Einfriedungen.
Außerdem wird eine im Planbereich befindliche Biotopfläche gem. § 28 a NNatG
durch den Plan gesichert.

1. 3 PLANINHALT/BEGRÜNDUNG

BAUGEBIETE

All emeine Wohn ebiete WA

Nördlich der schon vorhandenen Bebauung am Baumkampsweg werden
entsprechend den Darstellungen im Flächennutzungsplan 2 - 4 Bautiefen
als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die betreffenden Flächen wer-
den z. Z. als Acker genutzt. Die Eigentümer sind bereit, hier die Bewirt-
Schaffung aufzugeben und Bauland zu ermöglichen. Die Baugrenzen wur-
den so gewählt, daß sich eine möglichst dem Ortsrand entsprechende
Bebauung entwickeln kann. Die Zahl der Vollgeschosse wird im west-
lichen Teil des WA-Gebietes mit II und im östlichen Bereich mit l festge-
setzt. Die höhere Ausnutzung begründet sich dadurch, daß sich hier in
zentraler Lage des Wohngebietes auch 2-geschossige Wohnbauten gut in
das Ortsbild eingliedern können. Das allgemeine Wohngebiet ist sonst für
lockere Einfamilienhausbebauung vorgesehen. Allerdings sind auch Dop-
pelhäuser oder kleine Reihenhäuser denkbar. Die Ausnutzungsziffern
werden gem. F- Plan und entsprechend der Neufassung der BauNVO für
den Bereich der 1-geschossigen Bebauung mit 0,4 für Geschoß- und
Grundflächenzahl festgesetzt; für die 2-geschossige Bebauung mit 0,8
(GFZ) und-^74-0, 5 (GRZ) um eine verbesserte Anrechenbarkeit von Ne-

bengebäuden und befestigten Flächen zu erreichen. Mit einer textlichen
Festsetzung werden die gem. § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen, da diese Nutzungen
nicht zu dem angestrebeten Gebietscharakter passen

Dorf ebiete

Entsprechend den Darstellungen des Flächennutzungsplans wird die Art
der Nutzung im westlichen Teil des Plangebietes (neben einer Grünfläche)
als Dorfgebiet festgesetzt. Damit wird hier die Möglichkeit des ländlichen
Wohnens, der Kleinviehhaltung usw. eröffnet. Gleichzeitig werden land-
wirtschaftliche Belange beachtet. Das Maß der baulichen Nutzung ist mit
einer Geschoßflächenzahl (GFZ) von 0, 8 und mit einer Grundflächenzahl
(GRZ) von-©74-0,5 festgelegt. Die Zahl der Vollgeschosse wird mit II
festgesetzt. Diese Festsetzungen über Art und Maß der baulichen Nut-
zung sowie über die Bauweise orientieren sich an der Umgebung des
Planwirkungsbereiches sowie an den in Wasbüttel üblichen Bauformen.

-Ftti-cteft-nwdwesttiehen-Bereich ist jedoch nur eine 1-geschossige Bebau-
. ung mit cinof-A-üSfltrtztmg-ven 0, 4 (GFZ u. GRZ') vorgesehen, da-eHese-
-Baufläche abseits des zentralen-Berei'ches liegt. Das Dorfgebiet wird gem.
§ 1 (5) BauNVO eingeschränkt. Gartenbaubetriebe und Tankstellen wer-
den nicht zugelassen, weil diese Nutzungen nicht dem angestrebten Ge-
bietscharakter entsprechen.


